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Zusammenfassung
Waren politische Debatten zur Integration von MigrantInnen lange Zeit durch einen Fokus auf  Kultur und Werte gekenn-
zeichnet, gewinnen „leistungsorientierte“ Zugänge zunehmend an Relevanz. Die österreichische Integrationspolitik nach 
der Einführung eines Staatssekretariats für Integration (2011-2013) zeigt anschaulich, wie ein solcher Zugang zum Leitprin-
zip einer Regierungspolitik werden kann. Der Beitrag geht dem Ansatz „Integration durch Leistung“ in einer Analyse von 
Rhetorik und Policy nach. Er untersucht einerseits das Leistungsnarrativ und sein Verhältnis zum bisherigen Integrations-
diskurs und stellt aufbauend darauf  dar, ob bzw. wie diese diskursive Neuausrichtung in Policies übersetzt wurde. Dabei 
zeigt sich, dass sich der Ansatz zentral auf  traditionelle Leistungskriterien der Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik stützt, 
darüber hinaus aber nur partielle Erweiterungen des Leistungsbegriffs beinhaltet. Diese Gegenüberstellung erlaubt schließ-
lich, immanente Ambivalenzen eines Leistungskonzeptes für die Integration von MigrantInnen aber auch seine Inklusions- 
und Exklusionspotentiale zu diskutieren.
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Immigrant integration and meritocracy in Austria

Abstract
While the political debate on the integration of  immigrants has traditionally been tied to cultural aspects, „meritocratic“ ar-
guments have increasingly gained relevance. With the introduction of  a „State Secretariat for Integration“ (2011-2013), Aust-
rian politics on immigrant integration have turned into a prototype of  this reorientation. This article studies the meritocratic 
approach to integration by the Austrian government in a two-stage analysis. Firstly it analyses the government's new policy 
narrative and its relation to previous rhetoric on immigrant integration. Secondly it demonstrates, if  and how this discourse 
has been translated into policies. It demonstrates that the meritocratic approach largely relies on criteria derived from other 
policy areas, most importantly labor market and education, whereas its extension to other forms of  action remains limited 
and inconclusive. The findings underline the intrinsic ambivalences of  the meritocratic logic if  applied to immigration inte-
gration policy, yet they also allow for a critical assessment of  its inclusive and exclusive potential.
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1.  Einleitung1

In ganz Europa werden „Migration und Integration“ kon-
troversiell diskutiert. Während nationale Debatten lange 
Zeit durch einen Fokus auf  Kultur und Werte gekennzeich-
net waren, bekommen leistungsorientierte Integrationsan-
sätze in den EU-Mitgliedsstaaten zunehmende Relevanz. 
Mit dem Ausbau von „civic integration policies“, meist ver-
pflichtenden Sprach- und Staatsbürgerschaftskursen bzw. 
-tests (Goodman 2010; Joppke 2007), wuchs das Bestreben, 
Kriterien für den Integrationsgrad von MigrantInnen zu 
bestimmen, und damit „Integrationsleistungen“ gleicher-
maßen förderbar wie einforderbar zu machen (Gruber/
Mattes 2015; Kunz 2011). War der Leistungsanspruch häufig 
eher implizit enthalten, so zeigt die österreichische Integ-
rationspolitik seit der Einrichtung eines Staatssekretariats 
für Integration (im folgenden SSI genannt) – und damit 
der erstmaligen Institutionalisierung des Politikfeldes auf  
bundespolitischer Ebene – anschaulich, wie „Integration 
durch Leistung“ zum plakativen Leitprinzip einer Integra-
tionsprogrammatik werden kann.

Der Beitrag nimmt dies zum Anlass, dem meritokra-
tischen Ansatz in der Gestaltung der österreichischen In-
tegrationspolitik der Bundesregierung nachzugehen. Er 
tut dies zunächst mit einer Diskussion des Meritokratie-
konzeptes (2.1) sowie einer kursorischen Entwicklungs-
geschichte der österreichischen Integrationspolitik (2.2), 
bevor das methodische Design der Analyse dargestellt wird 
(3). Der empirische Teil geht anschließend der Frage nach, 
wie der meritokratische Anspruch im politischen Diskurs 
zum Ausdruck kommt (4.1), ob bzw. wie diese diskursi-
ve Neuausrichtung auch in entsprechende Maßnahmen 
(Policies) übersetzt wurde (4.2) bzw. welche Kontinuitäten 
und Brüche zwischen beiden Ebenen bestehen (4.3). Dies 
erlaubt schließlich eine kritische Einschätzung der imma-
nenten Ambivalenzen eines Leistungskonzeptes für die In-
tegration von MigrantInnen  sowie eine Gegenüberstellung 
seiner Inklusions- und Exklusionspotenziale (5.).

2.  Leistung als gesellschaftliches Integrations­
konzept?

2.1  Meritokratische Ordnungen von Gesellschaft

Meritokratie bezeichnet sozialwissenschaftlich ein politi-
sches und soziales Gestaltungsprinzip, in welchem Leis-
tungen als maßgebend für die Verteilung von Ressourcen 

1 Der Beitrag wurde im Rahmen des Forschungsprojekts „Ein Staats-
sekretariat für Integration: Integrationspolitik in Bewegung?“ am 
Institut für Politikwissenschaft der Universität Wien erarbeitet, 
unterstützt durch Fördergelder des Jubiläumsfonds der Österreichischen 
Nationalbank (Projektnummer: 15758). Besonderer Dank gilt der 
Projektleiterin Prof. Sieglinde Rosenberger für ihre Kommentare 
zum vorliegenden Beitrag, Veronika Heider für ihre Mitarbeit an der 
Erhebung sowie den GutachterInnen für ihre Anmerkungen.

und sozialen Statuspositionen betrachtet werden 
(Rieger 2005). Dieser Anspruch steht in engem Zu-
sammenhang mit Gerechtigkeitsansprüchen an ge-
sellschaftliche Ordnung – Leistung grundsätzlich zu 
belohnen und nicht zu ignorieren gilt als in vielen 
Kulturen anerkanntes Motiv (Sen 1999). Leistung ist 
allerdings kein selbsterklärender Begriff, vielmehr 
bedarf  es jeweils thematischer Spezifikationen des-
sen, was als Leistung zu verstehen ist, was anerkannt 
und honoriert wird. In unterschiedlichen histori-
schen Konstellationen kam seine Bedeutung dabei in 
je eigener Form zum Ausdruck, etwa in den Forderun-
gen des frühen Bürgertums gegenüber den Privilegi-
en des Adels, als liberalistisches Verteilungsprinzip 
moderner kapitalistischer Wirtschaftsordnung, oder 
in den Ansprüchen der ArbeiterInnen- und Frau-
enbewegungen, das Spektrum anzuerkennender 
Leistungen um industrielle Lohnarbeit sowie Repro-
duktions- und Hausarbeitsleistungen zu erweitern 
(Degele/Winker 2011, 37). Aufgrund dieser Variabi-
lität übernehmen Leistungskriterien daher eine we-
sentliche Funktion für die Verfestigung hegemonialer 
Interessen derer, welche über sie bestimmen können 
(Young 1990, 193). 

Meritokratische Ansätze üben zudem eine zentra-
le Funktion in der Konstitution von Gruppenzugehö-
rigkeiten und -hierarchien aus. Anstelle von askripti-
ven Merkmalen wie Geschlecht, Ethnizität, Klassen-
hintergrund, etc. kategorisiert es Menschen entlang 
erarbeiteter Eigenschaften („Leistungen“) und ist 
damit entscheidend verantwortlich für deren In- und 
Exklusion in/von bestimmte/n Statusgruppen. Dass 
askriptive Merkmale aber einen hohen Einfluss auf  
individuelle Leistungsmöglichkeiten haben und dass 
Leistungsgerechtigkeit daher auch Chancengleich-
heit in den Ausgangsbedingungen von Menschen 
verlangt, war ein zentrales Element der Meritokratie-
kritiken der 1970er-Jahre (z.B. Rawls 1972). Dieser Ge-
sichtspunkt ist insbesondere dort von zentraler Be-
deutung, wo strukturell benachteiligte und von Dis-
kriminierung betroffene Gruppen mit dem Anspruch 
eines Leistungsprinzips konfrontiert werden, so eben 
auch MigrantInnen im Kontext von Integration. 

In Politikfeldern wie der Arbeitsmarkt-, Sozial- 
oder Bildungspolitik prägt das Leistungsprinzip die 
facheinschlägige Debatte seit längerem und wird in 
den letzten Jahrzehnten angesichts veränderter Ar-
beits- und Kapitalmarktbedingungen (Privatisierung, 
Deregulierung, Globalisierung) (Bischoff 2005), im 
Lichte der Transformation von Wohlfahrtsstaatlich-
keit zwischen fördernder und fordernder Tendenz 
(Lahusen/Stark 2003) sowie im Rahmen wiederkeh-
render Bildungsreformdebatten (Opielka 2005) zu 
einem immer gewichtigeren Referenzpunkt (siehe 
dafür auch die weiteren Beiträge dieses Themenhef-
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tes). In der integrationspolitischen Forschung wurde das 
Leistungsprinzip bislang hingegen kaum systematisch 
behandelt oder gar hinsichtlich seiner inklusiven wie 
exklusiven Folgen beforscht (erste Auseinandersetzun-
gen damit finden sich z.B. bei Castilla 2008; Jørgensen/
Thomsen 2013; Lanz 2009; Moore 2000; Segert 2008). 
Gerade in sich neu entwickelnden Politikfeldern wie 
jenem der Integration werden aber noch stärker als in 
tradierten Feldern politische Kämpfe um die Definition 
von Leistungsverständnissen geführt, da diese hier noch 
formbarer sind (Massey/Huitema 2012). Dies macht sie 
für die Analyse der praktischen Anwendung des theore-
tischen Leistungsprinzips besonders geeignet: In Frage 
steht dabei, welche Kriterien als legitime Leistung an-
erkannt und inwieweit diese aus anderen Politikfeldern 
abgeleitet werden. Darüber hinaus ist für die Betrach-
tung meritokratischer Politiken generell bedeutsam, 
ob und inwiefern definierte Leistungen auch zum Ein- 
und Ausschlusskriterium für die Teilhabe an welchen 
sozialen Systemen gemacht werden (Kronauer 2010), 
denn nicht zuletzt darin unterscheiden sich belohnende 
von bestrafenden Ansätzen in der Gesellschaftspolitik  
(Foucault 1994; French/Raven 1959; Oliver 1980). 

Schließlich ist aus politikwissenschaftlicher Sicht 
zu klären, ob Leistung lediglich implizites Merkmal 
steuerungspolitischer Maßnahmen ist oder als expli-
zites, sinngebendes Leitmotiv politischer Gestaltung 
verstanden wird. Während kaum ein politisches Gestal-
tungskonzept völlig ohne einen, zumindest impliziten, 
Anspruch an Leistungsgerechtigkeit auszukommen 
vermag, steht ein explizit meritokratischer Politikan-
satz vor der Herausforderung, seine Leistungskriterien 
und deren Legitimitätsanspruch kenntlich machen und 
plausibel begründen zu können. 

2.2  Integrationspolitik in Österreich: Ein Politikfeld 
im Mehrebenensystem

Die politische Steuerung der Integration von MigrantIn-
nen war lange kein dominantes politisches Thema. Wäh-
rend GastarbeiterInnen-Programme quer durch Europa 
bereits in den 1960er-Jahren Zuwanderung regelten, 
hinkten integrationspolitische Begleitmaßnahmen – 
nicht zuletzt aufgrund der auf  Rückkehr ausgelegten 
Migrationskonzeption – lange Zeit hinterher (Bauböck 
1996; Mourão Permoser/Rosenberger 2012; Perchinig 
2010). In Österreich hatten sich zuerst die Kommunen 
und Länder der Integration angenommen und entwi-
ckelten bereits früh institutionalisierte Formen von In-
tegrationspolitik, bundespolitisch wurde kein Bedarf  
nach systematischer Integrationspolitik gesehen, da 
man sich nicht als Einwanderungsland verstehen wollte 
(Perchinig 2010; Kraler 2011). Erst im Laufe der 1990er-
Jahre führten die steigende Zahl an Nicht-Staatsbürger- 
Innen infolge von Arbeitsmigration, Familiennachzug 

und Flucht/Asyl, sowie die zunehmende Politisierung 
des Themas durch die Oppositionsparteien FPÖ und 
Grüne zu einer bundesweiten Diskussion über (fehlen-
de) Integration von MigrantInnen in Österreich (Gruber 
2014; Mourão Permoser/Rosenberger 2012; Strasser/
Tošić 2013). Integration wurde zum negativ konnotier-
ten, politischen Reizbegriff, der im Wesentlichen der Le-
gitimierung restriktiverer Zuwanderungs- und Asylge-
setze diente (Krzyżanowski/Wodak 2008). Zusammen 
mit einem restriktiven Staatsbürgerschaftsregime, in 
dem Bund und Länder geteilte Kompetenzen aufweisen 
(Stern/Valchars 2013), führte dies zu einer schwierigen 
integrationspolitischen Ausgangslage. Dominierend 
war zunächst ein assimilatorisches Integrationsver-
ständnis, das auf  die kulturelle Dimension von Integra-
tion abzielte, d.h. auf  die Anpassung an Sprache, Werte 
und Normen der einheimischen Bevölkerung (Volf/Bau-
böck 2001). Mit den von der Großen Koalition 1997 als 
„Integrationspaket“ betitelten Beschlüssen (BGBl. I Nr. 
75-78/1997) versuchte man das Leitprinzip „Integration 
vor Neuzuzug“ in Zuwanderungs-, Niederlassungs- und 
Asylgesetzen zu verankern. Dazu wurde die Aufent-
haltssicherheit für Drittstaatsangehörige gestärkt, wäh-
rend beschäftigungs- bzw. sozialrechtliche Seiten der 
Integration nur in geringem Ausmaß angesprochen und 
andere Bereiche gänzlich ausklammert wurden (König 
1998, 154) – Integration blieb also mehr Etikett denn In-
halt (Pelinka/Rosenberger 2007, 42). 

Mit der seitens der ÖVP/FPÖ-Regierung als symbo-
lisches Signal eingeführten „Integrationsvereinbarung“ 
im Jahr 2003 wurde der Erwerb von Deutschkompeten-
zen (A2) gegenüber Neuzuwanderern als Voraussetzung 
für längerfristigen Aufenthalt festgeschrieben sowie das 
Angebot an Sprachkursen sowie -prüfungen bundesweit 
vereinheitlicht und der Verantwortung des aufgewerte-
ten „Österreichischen Integrationsfonds“ (ÖIF) übertra-
gen  (Götzelmann 2010; Mourão Permoser 2012). Diese 
Maßnahmen lagen in einem europäischen Trend der 
Einführung von „civic integration“ Programmen, welche 
die für Einbürgerung benötigte Kriterien nun sukzessive 
auch auf  andere Gruppen von MigrantInnen wie Dauer-
aufenthaltsberechtigten bzw. auf  Neuzuwanderung ge-
nerell ausweiteten (Goodman 2014; Joppke 2007; Micha- 
lowski/van Oers 2012; Mouritsen 2013). Bereits hier fan-
den sich also Ansätze für ein Kriterien-geleitetes Mo-
dell der Integrationspolitik, aufbauend auf  spezifischen 
zu erbringenden Leistungen. Allerdings wurden diese 
(noch) nicht explizit als Teil eines meritokratischen In-
tegrationsmodells kommuniziert sondern sollten einer 
unterstellten „Integrationsunwilligkeit“ entgegenwir-
ken (Mourão Permoser 2012) und gleichzeitig migrati-
onspolitisch selektierend wirken (Perchinig 2012, 36). 

Unter der Wiederauflage der Großen Koalition zwi-
schen SPÖ und ÖVP wurden Schritte zu einem komple-
xeren integrationspolitischen Ansatz gesetzt, erneut im 
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Lichte von Impulsen auf  Europäischer Ebene (u.a. der 
Einigung auf  „Common Principles“ der Integration von 
Drittstaatsangehörigen sowie der Einführung eines Eu-
ropäischen Integrationsfonds): Hier sind v.a. die Initiie-
rung einer „Integrationsplattform“ zum Austausch von 
ExpertInnen und Stakeholdern aus der österreichischen 
Integrationslandschaft (2008), die Einrichtung eines In-
tegrationsbeirats sowie ExpertInnenrats (2010) und die 
Entwicklung eines „Nationalen Aktionsplans für Integ-
ration“ (NAP.I) (2010) zu nennen, in welchem relevante 
Handlungsfelder der Integrationspolitik identifiziert 
wurden, von Sprache und Bildung über Arbeit, Soziales 
und Gesundheit bis hin zu Rechtsstaat, Werten und in-
terkulturellem Dialog. 

Mit der Einrichtung eines Staatssekretariats für Inte-
gration (SSI) wurde ein meritokratischer Ansatz schließ-
lich zum expliziten Leitgesichtspunkt der Integrations-
politik auf  Regierungsebene. 2011 im Zuge einer Re-
gierungsumbildung etabliert, blieb das SSI formal dem 
– von der ÖVP geführten – Bundesministerium für Inne-
res (BMI) untergeordnet, in dem bis dahin wesentliche 
integrationspolitische Kompetenzen angesiedelt waren. 
Erstmals war nun ein eigenes Regierungsmitglied spe-
zifisch für Integration als Politikfeld verantwortlich. 
Aus parteipolitischer Perspektive baute die ÖVP mit 
diesem Schritt ihr regierungsinternes „Ownership“ im 
Themenbereich Integration gegenüber dem Koalitions-
partner weiter aus, was nicht nur die Bemühungen der 
SPÖ um eigene integrationspolitische Linie ausbrems-
te.2 Es sorgte in der Folge auch für Spannungspotenzial 
zwischen SPÖ-geführten Ministerien und dem Staats-
sekretariat, die in der Querschnittsmaterie Integration 
nun auf  noch engere Zusammenarbeit angewiesen wa-
ren. Trotz fortbestehender Ressortverantwortlichkeit 
der Fachministerien bemühte sich der neue Akteur um 
einen neuen „Blick“ auf  Integration unter dem von nun 
an propagierten Ansatz „Integration durch Leistung“ – 
dieser steht im Zentrum der folgenden Analyse. 

2 Im Rahmen ihrer Programmdiskussion „Österreich 2020“ hatte 
sich die Bundes-SPÖ die Erarbeitung eines eigenen Integrations- 
konzeptes auf  die Agenda gesetzt. Auf  Basis eines Präsidiums- 
beschlusses („Zusammenleben nach klaren Regeln“) war eine 
Arbeitsgruppe rund um Bundeminister Norbert Darabos mit der 
Entwicklung bis zum SPÖ-Parteitag 2010 beauftragt worden, ein 
entsprechendes konkretes Konzept lag jedoch auch zum Zeitpunkt 
der Einrichtung des SSI noch nicht vor. (Der Standard, 23.09.2009, 
S.6; Der Standard, 14.10.2010, S.7; Die Presse, 25.06.2011, S.8). 
Pläne für ein eigenes Integrationsstaatssekretariat (etwa im 
Bundeskanzleramt) waren seitens der SPÖ zwar wiederholt 
geäußert worden, trafen jedoch auf  deutlichen Widerstand seitens 
der für das BMI zuständigen ÖVP (Die Presse, 12.10.2010, S.4).

3.  Material und Methoden

Die vorliegenden Forschungsergebnisse stammen aus 
einem vom Jubiläumsfonds der Österreichischen Natio-
nalbank geförderten Forschungsprojekt am Institut für 
Politikwissenschaft der Universität Wien. Das Projekt 
untersucht den Einfluss des 2011 eingerichteten Staats-
sekretariats für Integration auf  die Gestaltung der Ös-
terreichischen Integrationspolitik. 

Die hier präsentierte Untersuchung des meritokra-
tischen Gestaltungsprinzips der Integrationspolitik ba-
siert auf  zwei Analyseebenen: Erstens wird die diskursi-
ve Ebene politischen Handelns, in Form der politischen 
Erzählung (Narrativ) „Integration durch Leistung“, 
nachgezeichnet. Zweitens werden politische Maßnah-
men (Policies) untersucht. Diese verdeutlichen, wie ab-
strakte Leistungsvorstellungen durch spezifische Leis-
tungskriterien konkretisiert werden. Dabei berücksich-
tigen wir sowohl in Planung befindliche als auch bereits 
beschlossene Maßnahmen, weisen aber auf  den jeweili-
gen Umsetzungsstand hin (siehe Tabelle 1). Dies erlaubt 
in einem dritten Schritt, Konsistenzen und Brüche des 
meritokratischen Ansatzes zwischen integrationspoliti-
schem Diskurs und Maßnahmen aufzuzeigen.

In einem vergleichenden Design wurden in der Stu-
die zwei Phasen der 25. Legislaturperiode des österrei-
chischen Parlaments (2008-2013) gegenübergestellt, die 
Phase vor (2008-2011) sowie die Phase nach (2011-2013) 
Einrichtung des SSI. Da das Forschungsinteresse den 
Veränderungen der Regierungspolitik infolge der ins-
titutionellen Neuerung galt, wurden weder Daten über 
den öffentlichen Diskurs im Allgemeinen noch über 
Reaktionen anderer politischer Akteure außerhalb der 
Bundesregierung erhoben. Die diesem Beitrag zugrun-
deliegende empirische Basis setzt sich aus Medienbe-
richten (Die Presse, Der Standard), Presseaussendungen 
(des SSI bzw. der Bundesministerien für Inneres, Arbeit- 
und Soziales sowie Unterricht, Kunst und Kultur), mi-
nisteriellen Integrationsberichten sowie integrations-
bezogenen Plenardebatten im Nationalrat und Geset-
zesbeschlüssen des Nationalrats zusammen. Materialen 
aus der medialen und parlamentarischen Arena wurden 
auf  Basis von Narrativanalyse (Shanahan et al. 2011) und 
Claims-Analyse (Koopmans 2002) untersucht, für Ge-
setzesbeschlüsse und Policies wurde eine Dokumenten-
analyse nach analogen Gesichtspunkten durchgeführt. 
Unter Policy-Narrativen verstehen wir mit Kaplan (1986) 
diskursiv vermittelte politische Erzählungen,  in denen 
komplexe Situationen durch die Bereitstellung grundle-
gender Erzählelemente gerahmt und mit Lösungsstrate-
gien verknüpft werden. Als Claims werden strategische 
Forderungen politischer AkteurInnen im öffentlichen 
Raum verstanden, durch welche eine politische Meinung 
artikuliert wird (Koopmans 2002), im konkreten Fall po-
litische Forderungen des SSI. Die qualitative Codierung 
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der Materialien berücksichtigte dabei u.a. jeweils Adres-
saten, Inhalt und Ausrichtung von Forderungen/Erzähl- 
elementen/Gesetzesbeschlüssen, Integrationsdimensi-
onen und Formen der Politikgestaltung. Die Befunde der 
Materialanalysen wurden durch ExpertInneninterviews 
mit führenden BeamtInnen aus SSI, BMI sowie dem ös-
terreichischen Integrationsfonds validiert und ergänzt. 

4.  „Integration durch Leistung“. Empirische 
 Befunde zu Diskurs und Policy

4.1  „Leistung“ als integrationspolitische Erzählung

Policy-Narrative erfüllen die zentrale Funktion, kom-
plexe Themen in einen leicht nachvollziehbaren Bedeu-
tungszusammenhang zu setzen, um einfache Lösungen 
für vielschichtig Probleme anbieten zu können. Nach 
Kaplan (1986, 770) vermitteln sie “who should do what, 
and how, when and why they should do it in order to 
address policy dilemmas”. Wenngleich sie nicht unbe-
dingt mit einer Bezugnahme auf  Fakten einhergehen 
müssen, ist für politische Narrative eine innere Konsis-
tenz bei gleichzeitiger Flexibilität in der Interpretation 
verschiedener Problemlagen essentiell (Boswell et al. 
2011). Die politische Narrativanalyse untersucht den 
Aufbau solcher Erzählungen, um die diskursive Kon-
struktion von Politikproblemen und Lösungsansätzen 
nachvollziehen zu können. 

Ausgehend von der Annahme, dass Narrativ-Struk-
turen in Anlehnung an literarische Erzählungen analy-
tisch erfasst werden können, wird nach Shanahan et. al 
(2011) im Narrativ zwischen Plot, Charakteren, Lösun-
gen und kausalen Mechanismen unterschieden. Der Plot 
eines Narrativs erfasst das Policy Problem, verbindet die 
einzelnen Erzählelemente und setzt sie in einen Ver-
stehenskontext. Die Erzählung beinhaltet Charaktere, 
also die handelnden Personengruppen, Handlungsan-
weisungen und Lösungsansätze, die mittels behaupteter 
Kausalzusammenhänge in Beziehung gesetzt werden. 
Im Folgenden wird dieser Ansatz auf  das Narrativ der 
österreichischen Integrationspolitik angewandt.

Plot
Ausgangspunkt für die politische Erzählung „Integrati-
on durch Leistung“ ist der vom Staatssekretariat gestell-
te Problembefund eines Politikversagens im Bereich In-
tegration. Das neue Narrativ grenzt sich von bisherigen, 
auf  ethnische und kulturelle Unterschiede fokussierten 
Integrationszugängen ab. Betont wird vom neuen Ak-
teur, dass Integrationspolitiken bisher zu stark ideolo-
gisch geprägt gewesen seien und daher ein entpolitisier-
ter Zugang, vom SSI als „Versachlichung“ bezeichnet, 
notwendig wäre (Der Standard 2012; Die Presse 2013). 

Ein solcher sachlicher Zugang sei in einem Fokus auf  
Leistung zu finden: 

„Es soll nicht die Herkunft eines Menschen zählen, sondern 
die Leistung, die jemand erbringt. Integration geschieht letzt-
endlich durch Leistung – egal ob im Beruf, im Verein oder in 
der Schule.“ (Staatssekretariat für Integration 2011). 

Leistungsforderungen finden sich zwar bereits in frühe-
ren Wortmeldungen des Innenministeriums (OTS 2010), 
als umfassende politische Erzählung besitzt das Nar-
rativ „Integration durch Leistung“ jedoch wesentlichen 
Neuerungswert. 

Das oben angeführte Zitat aus dem Leitbild des SSI 
verdeutlicht, dass von MigrantInnen erbrachte Leistung 
in verschiedenen Bereichen nun als direkter Weg zur 
Integration konstruiert wird. Die politische Erzählung 
ist aber umfassender und betont die Notwendigkeit von 
Forderung, Förderung und Anerkennung bzw. Wert-
schätzung erbrachter Leistung. Der Logik des Narrativs 
folgend, resultieren Integrationsdefizite daher nicht nur 
aus von MigrantInnen nicht erbrachten Leistungen son-
dern auch aus mangelhaft erfolgter Ermöglichung, An-
erkennung und Einforderung ebensolcher.

Charaktere 
Im Narrativ „Integration durch Leistung“ findet sich 
eine umfassende Ansprache verschiedener Handlungs-
trägerInnen. Dazu gehören sowohl MigrantInnen und 
Menschen mit „Migrationshintergrund“ einerseits als 
auch Mehrheitsgesellschaft sowie Politik andererseits. 
Wenngleich ihnen als AkteurInnengruppen im Leis-
tungsnarrativ unterschiedliche Rollen zugeschrieben 
werden, beruht das Verständnis von Integration zu-
nächst auf  Beidseitigkeit, also auf  einem von allen Mit-
gliedern der Gesellschaft getragenen Prozess: 

„Wir können an Menschen mit Migrationshintergrund den 
Anspruch stellen, dass sie in Österreich leistungswillig sind 
und diese können an uns den Anspruch haben, dass wir ihre 
Leistung annehmen.“ (OTS 2011). 

Im Zentrum der Erzählung stehen Menschen mit Mig-
rationsgeschichte, als Subjekt wie Objekt von Integrati-
onsleistungen. Ihnen wird sowohl die Aufgabe zugewie-
sen, politische Integrationsmaßnahmen wahrzuneh-
men als auch darüber hinaus eigeninitiativ Leistung zu 
erbringen. Dabei wird gezielt auf  Ebene des Individu-
ums angesetzt d.h. an der individuellen Leistung, Leis-
tungsfähigkeit und Leistungswilligkeit von MigrantIn-
nen. Ein besonderer Fokus liegt dabei auf  Kindern und 
Jugendlichen: 
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„Auch an Schulen muss gelten: Nicht die Herkunft, sondern 
die Leistungsbereitschaft und das eigene Engagement der 
Kinder und Jugendlichen zählt.“ (OTS 2012b)

Die Mehrheitsgesellschaft wird als AkteurInnengruppe 
in der Regel als ein nicht näher definiertes „wir“ adres-
siert, politische AkteurInnen dagegen häufig spezifi-
scher angesprochen. So wird ihnen nicht nur das zu Be-
ginn angesprochene „Politikversagen“ zugeschrieben, 
sondern auch die Verantwortung für die Herstellung von 
„leistungsbefördernden“ Bedingungen: 

„Natürlich muss Leistung auch möglich gemacht werden, das 
heißt, die Politik muss Rahmenbedingungen schaffen.“ (OTS 
2012a).

In der Analyse der Charaktere der politischen Erzählung 
„Integration durch Leistung“ zeigt sich, dass Integration 
als multipler Anpassungsprozess verstanden wird. Die 
zu erbringenden Leistungen sind zwar ungleich verteilt, 
auf  der narrativen Ebene findet man dennoch eine An-
sprache aller Charaktere der Erzählung und eine Beto-
nung der Beteiligung aller AkteurInnengruppen um In-
tegrationsziele zu erreichen. 

Lösungsansätze
Die im Narrativ transportierten Lösungen sprechen 
Integrationsprobleme auf  der Makro-Ebene an und 
enthalten somit grundsätzliche Überlegungen, wie In-
tegrationsprobleme gelöst werden sollen. Es lassen sich 
verschiedene Bereiche identifizieren, in denen die un-
terschiedlichen Charaktere der Erzählung Leistungen 
als Lösung einbringen sollen, wobei das Narrativ einen 
klaren Schwerpunkt auf  den Bereichen Sprache/Bil-
dung, Erwerbsarbeit und Ehrenamt zeigt. 

Die mit Bildungsleistungen verknüpfte Erwartung 
ist nicht nur jene einer leichteren Sozialintegration 
durch bessere Sprachfähigkeiten, sondern auch eines 
positiven Zusammenhangs mit der Leistungsfähigkeit 
im Beruf. Als Begründung für Bildungsleistungen findet 
sich auch die Vermeidung sozialstaatlicher Folgekosten: 

„‚Wir investieren in Österreich derzeit sehr viel in das spätere 
Reparieren. Es wird Zeit, dass wir anfangen, in das frühere 
Fördern zu investieren. Vor allem in die sprachliche Frühför-
derung‘, sagt Kurz.“ (OTS 2012c). 

Neben Bildung werden insbesondere Arbeitsleistungen 
als wesentlicher Beitrag zur Integration skizziert, einer-
seits aufgrund ihres Identität und Gemeinschaft stiften-
den Charakters, vor allem aber im Sinne der Gewähr-
leistung der Selbsterhaltung. Ehrenamt wird als Indi-
kator sozialer Integration von MigrantInnen in ihrem 
Lebensumfeld verstanden, die zudem einen anerken-
nungswürdigen Mehrwert für das Gemeinwohl erzeugt.

Kausalzusammenhänge
Die argumentative Verbindung von Problemen und Lö-
sungen mittels kausaler Mechanismen ist ein Charak-
teristikum (erfolgreicher) politischer Erzählungen. Im 
Narrativ „Integration durch Leistung“ werden Lern- und 
Bildungsleistungen, ökonomische Leistungen sowie 
ehrenamtliche Leistungen als Lösung für ökonomische 
Benachteiligungen konstruiert, die Anerkennung, Ein-
forderung und Ermöglichung dieser Leistung als Weg 
dahin. Die kausalen Mechanismen des Narrativs reichen 
aber darüber hinaus: Mit dem Argument, dass Leistun-
gen in den Bereichen Sprache/Bildung, Erwerbsarbeit 
und Ehrenamt auch zu sozialer Anerkennung und damit 
zu Zugehörigkeitsgefühlen führt, wird schließlich auch 
identifikatorische Integration in einen Leistungskontext 
gesetzt: 

„Sebastian Kurz: Wer Anerkennung will, muss sie sich durch 
Leistung erarbeiten. Jene, die Deutsch lernen, eine gute Aus-
bildung machen, etwas leisten und sich am gesellschaftlichen 
Leben beteiligen, sind angekommen.“ (Die Presse 2011a)

Solche Kausalketten suggerieren, dass der Ansatz in der 
Lage ist, grundsätzlich jedes Problem im Politikfeld zu 
adressieren und auch zu lösen. Sie erfüllen damit eine 
wesentliche Voraussetzung für die Durchsetzungsfähig-
keit politischer Erzählungen (Shanahan et al. 2011, 540).

Erzählstränge außerhalb des Narrativs „Integration 
durch Leistung“
Obwohl identifikatorische Integration als Konsequenz 
von „Leistung“ konstruiert wird, lässt sich im Diskurs 
auch ein auf  Werte und Normen bezogener Erzähl-
strang, abseits des Narrativs „Integration durch Leis-
tung“ identifizieren. Er verlangt nach Anpassung seitens 
MigrantInnen, bezogen auf  Kultur, Rechtsordnung und 
kollektive Werte. Identifikatorische Integration wird 
somit innerhalb des Leistungsnarrativs (als erwartbare 
Folge im Kausalzusammenhang mit erbrachter Leis-
tung), aber auch separat und ohne Ansprache von Leis-
tung adressiert. Der narrative Anspruch einer Abkehr 
von der bisherigen kulturalistischen Integrationspolitik 
wird somit nur zum Teil realisiert. Dies bestätigt sich, 
wenn man die konkreten integrationspolitischen Maß-
nahmen seit dem diskursiven Fokus auf  Leistungspoli-
tik analysiert.

4.2  Die Konkretisierung der Erzählung: Integrations-
maßnahmen unter dem Leistungsgesichtspunkt

Die Umsetzung politischer Narrative in Maßnahmen 
kann unterschiedliche Formen annehmen, wie z.B. ge-
setzliche Regelungen, die Förderung von Projekten, die 
Lancierung von Kampagnen, etc. (Bemelmans-Videc et 
al. 2010). In diesem Beitrag geht es um die Frage, mit 
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Tabelle 1: Integrationspolitische Maßnahmen nach Leistungsdimension, 2011–2013

Lern­/Bildungsleistungen

Spracherwerb:
-  „Crash-Kurse“ für Schul-Quereinsteiger mit Defiziten
-  Fortführung begleitender Sprachförderkurse in allen 

Schulstufen
-  Förderung außerschulischer Lernprojekte wie Lerncafés  

der Caritas 
-  Assistenzpakete für Deutsch vor Zuzug (Infomaterialien 

über Leistungsvoraussetzungen, Sprachinstitute und Lehr-
materialien)

-  Deutschkurs-Initiativen für Erwachsene
-  Berufsspezifische Deutschkurse für Pflegekräfte
-  Verschärfung der Integrationsvereinbarungskriterien: 

Nachweis eines höheren Sprachniveaus (A2) als bisher (A1) 
nun bereits binnen 2 Jahren;

-  Verpflichtende Vorschulklassen bei Deutschdefiziten (t.r.) 
-  Zweites verpflichtendes Kindergartenjahr (n.r.) 
-  Deutsch-Kenntnisse als Voraussetzung für gesetzliche 

Schulreife (n.r.)
-  Vorzeitige Staatsbürgerschaft für „ausgezeichnet 

Integrierte“ (Fast-Track)

Sonstige Schul- und Erwachsenenbildung:
- Paket gegen Schulpflichtverletzung (u.a. Einbeziehung 

von Sozialarbeitern; gesetzliche Fixierung elterlicher 
Verantwortung; Verwaltungsstrafen)

-  Kampagne „Zusammen Österreich – Deine Chance!“
-  Gesetzliche Erleichterung der Nostrifizierung akademischer 

Abschlüsse
-  Einrichtung von Nostrifikations-Anlaufstellen
-  Förderung von Erwachsenenlehrgängen (Erlangung von 

Basiswissen; Nachholung des Pflichtschulabschlusses)
-  Bildungspass für Niedergelassene
-  Ausweitung der Schulpflicht zur Bildungspflicht bis zum 18. 

Lebensjahr (n.r.)

Erwerbsarbeitsleistung

-  Punktebasiertes Systems der Arbeitsmigration (Rot-Weiß-
Rot-Karten) und Welcome-Desks für Neuzuwanderer 

-  MigrantInnen-Index des Arbeitsmarktservice (AMS) 
-  Jugend-/Lehrlingscoaching
-  Berufsspezifische Förderprogramme (z.B. ‚Biber‘-Akademie, 

‚DiePresse‘-Migrant/innenlehrgang, ‚MigrantsCare‘-Projekt)
- „Mentoring“-Programm für Jungunternehmer
-  „Zusammen Österreich – IntegrationsbotschafterInnen“
-  Vorzeitige Staatsbürgerschaft für „ausgezeichnet 

Integrierte“ (Fast-Track)

Ehrenamtliche Leistungen

-  Gesetzliche Öffnung Freiwilliger Feuerwehren für 
MigrantInnen 

-  „Zusammen Österreich – Jetzt du! Dein Land braucht dich!“
-  Integrationspreis Sport
-  Fördertopf für Integration im Rahmen der Bundes-

Sportförderung
-  Projektförderung „MiMi-Gesundheitslotsinnen“
-  Vorzeitige Staatsbürgerschaft für „ausgezeichnet 

Integrierte“ (Fast-Track)

Identifikatorische Integration

-  „Rot-Weiß-Rot-Fibel“ als normativer Orientierungsrahmen 
für MigrantInnen

-  Reform des Staatsbürgerschaftstests (Fokus auf 
verfassungsmäßige Grundprinzipien für Gesetzgebung und 
gesellschaftliches Zusammenleben in Österreich) 

-  Festlichere Gestaltung des Verleihungsaktes 
-  Forderung nach „Deutsch in Moscheen“ (n.r.)
-  Gesetzliche Verschärfung der Strafverfolgung von 

Zwangsehe & Genitalverstümmelung
-  Einrichtung eines „Dialogforum Islam“ 
-  Novellierung des Islamgesetzes

Sonstige Integrationsbereiche

-  Verankerung eines Integrationskoordinators im Hauptverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger
-  Auszeichnungen für interkulturelle/integrative Vermittlungsleistungen (z.B. ‚Journalistenpreis Integration‘, ‚Integrationspreis 

Sport‘)
-  Migrationssensible Hausverwaltung (t.r.)
-  Desegregierendes Wohnungsmanagement (n.r.) 

Anmerkungen: Die Analysegrundlage bilden integrationsrelevante Gesetzesbeschlüsse des Nationalrats sowie Integrationsprojekte und -kampagnen, 
soweit sie im Diskurs der untersuchten Ministerien – in Medienartikeln, Presseaussendungen sowie ministeriellen Informationsmaterialien (z.B. Integ-
rationsberichte) – wiederholt angesprochen und damit als für die eigene Arbeit wesentlich qualifiziert wurden. Nicht realisierte (n.r.) bzw. nur teilweise 
realisierte (t.r.) Maßnahmen sind entsprechend gekennzeichnet. 



72  O. Gruber, A. Mattes, J. Stadlmair: Der Leistungsansatz in der österreichischen Integrationspolitik I OZP Vol. 45, Issue 1

welchen konkreten Forderungen und Maßnahmen der 
narrative Leistungsanspruch umgesetzt wird bzw. wel-
ches Verständnis von „Integrationsleistungen“ darin 
zum Ausdruck kommt. Sowohl die Claims-Analyse der 
gestellten Forderungen als auch die Untersuchung der 
Maßnahmen in Gesetzesbeschlüssen zeigen, dass auch 
hier Bildungs- und Arbeitsleistungen als primäre Inte-
grationsvehikel dominieren. Tabelle 1 zeigt die gesetz-
ten und geforderten Maßnahmen, die den im Narrativ 
identifizierten Arten von Leistung zugeordnet wurden, 
ebenso wie außerhalb des Leistungsnarrativs kommuni-
zierte Politikforderungen/-maßnahmen.

4.2.1 Lern-/ Bildungsleistungen
Der an alle Altersgruppen gestellte Leistungsanspruch 
besteht in Maßnahmen für Bildung und Spracherwerb. Be-
reits in der frühkindlichen Bildungsentwicklung sollen 
Sprach- und Lernkompetenzen gefördert werden, wes-
halb vom SSI eine Ausweitung der bereits 2010 einge-
führten einjährigen Verpflichtung für alle Kinder auf  
ein zweites verpflichtendes Kindergartenjahr gefordert 
wird, allerdings nur für Kinder mit Sprachdefiziten (bis 
dato lediglich in Modellregionen erprobt). Ähnliche An-
sprüche kommen in der Forderung nach verpflichten-
den Vorschulklassen für Kinder mit Deutschdefiziten 
zum Ausdruck, auch sie wurden aufgrund koalitionären 
Konflikts nur als abgeschwächte Kompromissvariante 
(Schulstandortvariabel) umgesetzt. Im Pflichtschulalter 
werden verschiedene Sprachförderungsmaßnahmen 
angeboten, die auf  die Anforderungen des allgemei-
nen schulischen Leistungsniveaus vorbereiten sollen 
(„Crash-Kurse“ für Quereinsteiger in Volksschulen, 
Weiterführung begleitender Sprachförderkurse in allen 
Schulstufen oder außerschulische Lernprojekte wie die 
Lerncafés der Caritas). Deutsch-Kenntnisse werden vom 
SSI sogar als Voraussetzung für die gesetzliche Schulrei-
fe angedacht, allerdings nicht ernsthaft weiterverfolgt. 
(Aus-)Bildung wird aber auch über den Spracherwerb hi-
naus als Leistungsgut bewertet, etwa im Rahmen eines 
Maßnahmenpakets gegen Schulpflichtverletzungen, 
das die Bildungsintegration von Kindern mit Migrati-
onshintergrund zum expliziten Ziel hat. Mit Kampag-
nen wie „Zusammen Österreich – Deine Chance!“ sollen 
SchülerInnen mit Migrationsgeschichte nicht zuletzt 
durch so genannte „Integrationsbotschafter“ positive 
Vorbilder finden. 

Fördermaßnahmen in der Erwachsenenbildung 
werden vom SSI primär dort angesprochen, wo Erwach-
sene bestimmte Grundfähigkeiten noch nicht erwor-
ben haben. Dem soll durch Erwachsenenlehrgänge zur 
Nachholung von Basiswissen bzw. des Pflichtschulab-
schlusses als auch durch Deutschkurs-Initiativen oder 
einen „Bildungspass“ für MigrantInnen mit gesichertem 
Aufenthaltsstatus entgegengewirkt werden. Auch im 
Erwachsenenbereich gilt die Sprachleistung als wesent-

liche Integrationsdimension: So sind künftig bereits vor 
Zuzug grundlegende Deutschkenntnisse (A1) zu erbrin-
gen, dafür werden eigene „Assistenzpakete“ (Informa-
tionsmaterialien) aufgelegt. Nach der Einreise stehen 
Sprachleistungen nicht zuletzt im Zentrum der 2011 
verschärften Integrationsvereinbarung, die von Neuzu-
wandernden nun binnen zwei Jahren den Nachweis ei-
nes höheren Sprachniveaus (A2) als bisher (A1) festsetzt. 
Bereits im Ausland erbrachte (Aus-)Bildungsleistungen 
versucht man durch die gesetzlich erleichterte Nostrifi-
kation von Zeugnissen und Bildungsabschlüssen sowie 
durch die Einrichtung von Informationsstellen zu nut-
zen. Bislang wurde dies aber lediglich für akademische 
Bildungsabschlüsse realisiert, eine Ausweitung auf  an-
dere, nicht-akademische Ausbildungstitel befindet sich 
noch in Diskussion. Damit ist die zweite zentrale Leis-
tungsdimension kapitalistischer Gesellschaften ange-
sprochen: ökonomische Leistung im Erwerbssystem. 

4.2.2 Erwerbsarbeitsleistung
Im Narrativ, wie bei den konkreten Maßnahmen steht 
der Arbeits- und Selbsterhaltungsaspekt im Zentrum. Das 
Schwergewicht der Maßnahmen liegt dabei auf  klas-
sischer Erwerbsarbeit. Die Einführung des punkteba-
sierten Systems der Arbeitsmigration (Rot-Weiß-Rot-
Karten) steht in der Logik einer auf  Leistungsfähigkeit 
im Arbeitsmarkt ausgerichteten Zuwanderung, welche 
die spätere Integrationsfähigkeit begünstigen soll. Dies 
korrespondiert mit einer seit den 1980er-Jahren beob-
achtbaren Reorganisation des Wohlfahrtsstaatsmodel-
les der Nachkriegszeit, in der universelle Integrations-
ansprüche des Staates gegenüber seinen BürgerInnen 
in Richtung individualisierter und auf  persönlichen 
Vorleistungen (insb. Steuerabgaben) angepasster In-
tegrationsangebote verändert werden (Bommes 2004, 
158). Gegenüber MigrantInnen wird die Gewährleistung 
sozialstaatlichen Schutzes als „club good“ durch sich 
immer stärker ausdifferenzierende Zuwanderungs- 
und Aufenthaltstypen reglementiert (Kolb 2008, 125f.). 
Folglich zählen zu den mit den Rot-Weiß-Rot-Karten für 
MigrantInnen eingeführten Leistungskriterien neben 
allgemeinen Voraussetzungen wie Sprachkompeten-
zen und Selbsterhaltungsfähigkeit (Einkommen) auch 
spezifischere, durch eigene Aufenthaltstitel abgedeckte 
Kriterien wie nachgefragte Berufskompetenzen in Män-
gelberufen oder überdurchschnittliche Fertigkeiten von 
Hochqualifizierten. Neu eingerichtete Welcome-Desks 
versorgen NeuzuwandererInnen mit entsprechenden 
Informationen. 

Für die berufliche Integration bereits ansässiger Mi-
grantInnen werden Maßnahmen in den arbeitsmarkt- 
und wirtschaftspolitischen Förderungssystemen gesetzt, 
so etwa ein vom österreichischen Arbeitsmarktservice 
(AMS) eingeführter MigrantInnen-Index zur gezielten 
Identifizierung migrantischer ArbeitnehmerInnen – 



O. Gruber, A. Mattes, J. Stadlmair: Der Leistungsansatz in der österreichischen Integrationspolitik I OZP Vol. 45, Issue 1 73

eine Reaktion auf  die seitens der EU verlangten Zielwer-
te für MigrantInnen für die Vergabe von Mitteln des Eu-
ropäischen Sozialfonds. Ein Jugend-/Lehrlingscoaching 
wird vom SSI als berufsbezogene Integrationsmaßnah-
me hervorgehoben, ebenso wie neu geschaffene berufs-
spezifische Förderprogramme für MigrantInnen (etwa 
die ‚Biber‘-Journalismusakademie, der ‚DiePresse‘-Mi-
grant/innenlehrgang oder das ‚MigrantsCare‘-Projekt). 
Schließlich wird auch der Sektor Selbständige und KMU 
adressiert, etwa durch das „Mentoring“-Programm für 
Jungunternehmer. 

Nicht zuletzt wird auch in der Staatsbürgerschafts-
politik ein Modell der „Staatsbürgerschaft durch Leis-
tung“ präsentiert (SSI in Der Standard, 2013), das stark 
auf  Erwerbsarbeitsleistungen Bezug nimmt. Damit 
wird ein Ansatz beibehalten, der Staatsbürgerschaft 
nicht als Mittel zur Integration, sondern als Endpunkt 
eines bereits erfolgten Integrationsprozesses versteht. 
Bereits vor der Einrichtung des SSI war der Zugang zur 
Staatsbürgerschaft wie auch zu vielen unbefristeten 
Aufenthaltstiteln jenen vorbehalten, die ein gesichertes 
Einkommen ohne Inanspruchnahme bedarfsgeprüfter 
Sozialleistungen aufweisen können. Mit der Staatsbür-
gerschaftsreform 2013 wurde die Leistungsbezogenheit 
insgesamt nochmals unterstrichen und auch auf  nicht 
erwerbsförmige Leistungen ausgeweitet: Erfolgreiche 
Integration soll nunmehr durch eine beschleunigte Ein-
bürgerung belohnt werden. Neben der Ermessensein-
bürgerung nach zehn Jahren, sowie für einige Gruppen 
(z.B. EU-BürgerInnen und Flüchtlinge) nach sechs Jah-
ren, wird nun ein Einbürgerungsverfahren für „aus-
gezeichnet Integrierte“ (Fast-Track) nach sechs Jahren 
eingeführt. Die Einstufung „ausgezeichneter Integra-
tion“ orientiert sich neben den üblichen Einkommens-
voraussetzungen hier an höheren Deutschkenntnissen, 
Beschäftigung  im Sozial-, Bildungs- und Gesundheits-
bereich, Funktionen in Interessensverbänden, oder der 
Ableistung ehrenamtlicher Tätigkeiten. Im Kontext der 
Staatsbürgerschaft wird somit eine weitere Dimension 
von Leistung sichtbar, in der im Sinne des SSI Integra-
tion erwünscht ist: die Ableistung von „Gemeinwohlak-
tivitäten“. 

4.2.3 Ehrenamtliche Leistungen
Ehrenamtliches Engagement wird vom SSI als wesent-
liche Leistungsdimension und als Indikator sozialer 
Integration präsentiert. Im Rahmen beschleunigter Ein-
bürgerung werden als Beispiele für derartige Leistun-
gen Tätigkeiten im gemeinnützigen Bereich (wie Rotes 
Kreuz, Caritas, etc.) oder in Interessensvertretungen (El-
ternvertreter, Betriebsrat, etc.) genannt. Die gesetzliche 
Öffnung Freiwilliger Feuerwehren für Nicht-Staatsbür-
gerInnen kommuniziert das SSI als eine Ermöglichung 
solch gemeinnütziger Leistungen. Freiwilligenarbeit 
wird zudem über Kampagnen beworben, so etwa in der 

Aktion „Zusammen Österreich“ – „Jetzt du! Dein Land 
braucht dich!“, die an Schulen die Mitarbeit in Vereinen 
und karitativen Organisationen bewirbt. Der Gedan-
ke von Vereinen als der Keimzelle der Integration steht 
auch hinter den Fördermaßnahmen im Sportbereich, 
etwa der gesetzlichen Verankerung eines Fördertopfes 
für Integration im Rahmen der Bundes-Sportförderung 
oder der Vergabe eines Integrationspreises Sport für Or-
ganisationen, welche die Integration von MigrantInnen 
durch Sport fördern. Nicht zuletzt werden MigrantIn-
nen als MultiplikatorInnen für ihre Communities ad-
ressiert, etwa durch Förderprogramme wie das ‚MiMi-
GesundheitslotsInnen‘-Projekt, in dem MigrantInnen 
gesundheitsspezifisch geschult werden, um Mitglieder 
ihrer Sprachgruppe in Gesundheitsfragen ehrenamtlich 
zu unterstützen.

4.2.4 Maßnahmen außerhalb des Leistungsprinzips
Schließlich finden sich unter den integrationspoliti-
schen Maßnahmen der Regierung auch solche, die sich 
nicht in der Logik einer Leistungsterminologie fassen 
lassen. Dazu zählt der bereits auf  diskursiver Ebene al-
leinstehende Anspruch an identifikatorische Integration 
von MigrantInnen, im Sinne eines „Bekenntnisses zur 
neuen Heimat“. Dabei geht es einerseits um die Befol-
gung rechtlicher Rahmenbedingungen bis hin zu straf-
rechtlichen Maßnahmen gegen inakzeptable kulturelle 
Praktiken, z.B. die gesetzliche Verschärfung der Straf-
verfolgung von Zwangsehen. Andererseits aber auch 
um habituelle Anpassungen, die eine freiwillige Ein-
ordnung des Individuums in den „kulturellen Rahmen“ 
der neuen Heimat zeigen sollen. Beispiele dafür sind die 
Einführung einer „Rot-Weiß-Rot-Fibel“ als normativen 
Orientierungsrahmen für MigrantInnen sowie die Re-
form des Staatsbürgerschaftstests 2013, der nun stärker 
auf  „aus der Verfassung ableitbare […] Grundprinzipien 
Österreichs“ fokussiert ist (BGBL 136/2013). Die Schaf-
fung eines festlichen Verleihungsaktes soll darüber hi-
naus zur Stärkung eines „Wir“-Gefühls bei Eingebür-
gerten beitragen und den Wert der Staatsbürgerschaft 
unterstreichen. Zu den identifikatorischen Maßnahmen 
zählen auch spezifisch an MuslimInnen und muslimi-
sche Vereine gerichtete Maßnahmen, wie letztlich nicht 
realisierte Forderungen nach „Deutsch in Moscheen“ 
oder Maßnahmen des Dialogforum Islam. Dessen Er-
gebnisse münden in identifikatorische Regelungen im 
Rahmen der erst in der darauffolgenden Legislaturperi-
ode beschlossenen Novellierung des Islamgesetzes, etwa 
die Betonung des Vorrangs österreichischen Rechtes vor 
innerreligiösen Lehren. 

Auch andere von der Regierung implementierte In-
tegrationsmaßnahmen lassen sich dem Leistungsnar-
rativ nur unzureichend unterordnen. Dazu gehören 
gesundheitspolitische Integrationsmaßnahmen wie die 
Verankerung eines Integrationskoordinators im Haupt-
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verband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
oder wohnpolitische Überlegungen zu einer migrations-
sensiblen Hausverwaltung bzw. eines desegregierenden 
Wohnungsmanagements. Hier sind weniger konkrete 
Leistungserwartungen gegenüber MigrantInnen auszu-
machen, als vielmehr Maßnahmen, die interkulturelles 
Zusammenleben sowie soziale Basisversorgung verbes-
sern sollen. Auch die Prämierung interkultureller Ver-
mittlung (etwa durch den ‚Journalistenpreis Integration‘ 
oder den ‚Integrationspreis Sport‘) lässt sich hier hin-
zuzählen. Dies verdeutlicht nicht nur die inhaltlichen 
Grenzen eines Leistungsprinzips für das breite Spek-
trum integrationspolitischer Maßnahmenbereiche, es 
wirft auch die Frage auf, in welchem Verhältnis Leis-
tungsdiskurs und integrationspolitische Maßnahmen 
grundsätzlich stehen? 

4.3  Das Leistungsprinzip zwischen Diskurs und Poli-
cy: Kontinuitäten und Brüche

Die vergleichende Analyse von Integrationsdiskurs und 
-policies macht deutlich: Vor allem in den zentralen Di-
mensionen Bildung und Arbeit greifen beide Ebenen 
nahtlos ineinander. Der narrative Schwerpunkt in diesen 
Leistungsdimensionen wird durch einen Fokus auf  dort 
zu verortende politische Maßnahmen eingelöst. Dies 
entspricht stringent einem auf  sozio-ökonomische Inte-
gration konzentrierten Integrationsverständnis, kenn-
zeichnen diese Bereiche doch die zentralsten Sozialisa-
tionssphären moderner, kapitalistischer Gesellschafts-
ordnung. Schulbildung und Erwerbstätigkeit umfassen 
jene Lebensperioden, in welchen von allen Mitgliedern 
der Gesellschaft individuelle Leistungen als „sozial er-
wartbar“ und damit als einforderbar gelten. Auffällig ist, 
dass die leistungsbezogenen Maßnahmen keineswegs 
neu sind. Sowohl im Bildungs- als auch im Arbeitsbe-
reich stellen zahlreiche Maßnahmen eine Fortführung, 
Ausweitung oder Weiterentwicklung von bereits vorher 
angelaufenen Maßnahmen dar. Die Innovation des Leis-
tungsfokus in der österreichischen Integrationspolitik 
besteht darin, eine neue Deutung für bestehende wie 
für eingeleitete Maßnahmenansätze etabliert zu haben 
und diese zu einem schlüssigen Ganzen zu verbinden. 
Daraus folgt, dass den Maßnahmen ihr Leistungsattri-
but nicht innewohnt, sondern sie diesen Fokus erst im 
Zuge der (Neu)Deutung durch politische AkteurInnen – 
in diesem Fall eines ÖVP-geführten Staatssekretariats 
– bekommen. Nicht zuletzt zeigte sich dies auch an wie-
derholten Spannungen zwischen SPÖ-geführten Minis-
terien und dem SSI angesichts der Vorstöße des neuen 
Akteurs, insbesondere im Bildungsbereich. Die Integra-
tionspolitik der Bundesregierung lässt sich daher nur im 
Spannungsfeld gegensätzlicher ideologischer Motivla-
gen der Koalitionsparteien adäquat verstehen.

Aus dieser meritokratischen Neudeutung folgt zu-
dem eine zweite Konsequenz, nämlich eine begrenzte 
Reichweite des Leistungsanspruchs für die Integrations-
politik der Bundesregierung. Am deutlichsten kommt 
diese Begrenzung in identifikatorischen Integrations-
maßnahmen zum Ausdruck, geht es hier just um sol-
che ethnisch-kulturellen Faktoren, die das Leistungs-
narrativ eigentlich zu überwinden vorgibt. Zwar ließen 
sich derartige Anpassungen in einem weiten Sinne des 
Begriffs noch als Akkulturationsleistung verstehen, 
allerdings nicht in dem vom SSI etablierten Narrativ. 
Darüber hinaus bestehen Maßnahmen, die sich den 
Ansatzpunkten des Leistungsnarrativs grundsätzlich 
entziehen. Beispiele sind Maßnahmen im Bereich der 
Gesundheits- oder Wohnintegration, die weder indivi-
duelle Leistung von MigrantInnen einfordern noch sie 
ermöglichen oder anerkennen, sondern als interkultu-
relle Vermittlungsangebote bzw. soziale Schutzmaß-
nahmen angelegt sind. 

Dieser begrenzten Reichweite des meritokratischen 
Narrativs für Maßnahmen jenseits der Bildungs- und 
Erwerbsintegration wird mit Ausweichstrategien begeg-
net: Zum einen wird der Leistungsbegriff nicht explizit 
mit allen integrationspolitischen Forderungen der Bun-
desregierung verknüpft, sondern es wird in Kauf  genom-
men, dass einzelne Forderungen und Maßnahmen au-
ßerhalb dieses Narrativs bleiben. Zum anderen bedient 
man sich diskursiver Kausalketten, gemäß derer Integ-
rationsleistungen im Bildungs- und Erwerbsbereich in 
der Folge auch Integration auf  sozialer und identifika-
torischer Ebene begünstigen: „Österreich-Bewusstsein kann 
nur entstehen, wenn man erfolgreich ist, sich hier etwas aufbaut, 
eine Wohnung kauft und Wurzeln schlägt.“ (Sebastian Kurz in 
DiePresse, 2011b). Auf  diese Weise bleiben auch darüber 
hinausgehende Ansprüche letztlich Teil des Leistungs-
narrativs, jedoch als dessen Output.  

Eine weitere markante Diskrepanz zwischen Diskurs 
und Policy ergibt sich schließlich mit Blick auf  die ad-
ressierten AkteurInnen. Während das Leistungsnarra-
tiv noch auf  die Beidseitigkeit von Integration, d.h. auf  
Leistungen sowohl der Mehrheit als auch der Minderheit 
verweist, zeigt sich bei den geforderten Maßnahmen ein 
klares Gefälle hin zu Leistungen seitens der „MigrantIn-
nen“, denen Rechte und Pflichten direkt zugewiesen wer-
den. „Die Politik“ wird als verantwortliche Instanz der 
Integrationsförderung angesprochen, vereinzelt auch 
jene „sozialen Gatekeeper“, die in den betroffenen Poli-
tikfeldern für die Umsetzung von Integrationspolitiken 
verantwortlich sind (z.B. KindergärtnerInnen, LehrerIn-
nen, ArbeitgeberInnen). Die Mehrheitsgesellschaft wird 
auf  Ebene des Narrativs in die Pflicht genommen, in 
Maßnahmen wird der narrative Anspruch der Beidsei-
tigkeit hingegen nur sehr bedingt eingelöst. Dies spricht 
dafür, dass der Leistungsdiskurs auch stark als Signal an 
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die Mehrheitsgesellschaft dient, eine stärkere Inpflicht-
nahme von MigrantInnen seitens der Politik sicherzu-
stellen. Damit ist auf  die zentrale Frage verwiesen, wel-
che Inklusions- sowie Exklusionspotenziale ein solcher 
Leistungsturn in der Integrationspolitik für die betrof-
fene Gruppe der MigrantInnen letztlich mit sich bringt?

5.  Inklusions­ und Exklusionspotenziale 
 meritokratischer Integrationspolitik

Analysiert man das Leistungskonzept in der österreichi-
schen Integrationspolitik hinsichtlich inkludierender 
und exkludierender Effekte, so bringt deren Fokussie-
rung auf  „MigrantInnen“ zwei grundsätzliche Proble-
me mit sich:  Zum einen handelt es sich um eine Perso-
nengruppe, die neben geringerer Aufenthaltssicherheit 
auch über weniger soziale und politische Rechte bzw. 
keine eigenständige politische Stimme (voice) verfügt 
– Leistungsdruck hat für sie daher gravierendere Kon-
sequenzen als für StaatsbürgerInnen bzw. Dauerauf-
enthaltsberechtigte, v.a. in Zeiten von Wirtschaftskrise, 
erodierenden Normalarbeitsverhältnissen und sozial-
staatlichem Abbau.3 

Zum anderen befördert dieser Fokus eine Ethnisie-
rung allgemeiner sozialer Problemlagen, die dadurch 
stärker als Probleme von MigrantInnen denn als ge-
samtgesellschaftliche Probleme soziostruktureller Be-
nachteiligung wahrgenommen werden (Lutz/Heckmann 
2010; Hormel 2013). Zwar soll die Forderung nach Leis-
tung die Bedeutung der Herkunft einer Person überwin-
den, ausschließlich an MigrantInnen gerichtet sugge-
riert sie jedoch einen Kontrast zum – fragwürdigen – Bild 
einer homogenen, leistenden Mehrheitsgesellschaft. In 
einem sich verschärfenden Leistungswettbewerb beste-
hen zu können, wird für MigrantInnen von einer rein 
wirtschaftlichen Frage somit zum Zugehörigkeitskrite-
rium zur Mehrheitsgesellschaft an sich erklärt. 

Neben diesen grundsätzlichen Problemen eines Leis-
tungsansatzes im Integrationskontext lassen sich aber 
auch fallspezifischere Effekte symbolischer, rechtlicher, 
ökonomischer und sozialer Inklusion/Exklusion in Ös-
terreich hervorheben (Ataç/Rosenberger 2013; Kro-
nauer 2010; Mourão Permoser 2012). Dem bei Ager und 
Strang (2008, 181) beschriebenen Verständnis von Inklu-
sions-/Exklusionsprozessen in der Integrationspolitik 
folgend, analysieren wir die Leistungsorientierung der 
Regierungspolitik daher im Hinblick auf  die Erweite-
rung/Verengung von politischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten. 

3 Die Stratifikation staatsbürgerlicher Rechte basiert auf  einer 
Vielzahl unterschiedlicher Status-Kategorien, mit denen jeweils 
spezifische bürgerliche, soziale und politische Rechte einher gehen 
(Ataç/Rosenberger 2013). Siehe dazu auch die Beiträge von Kai 
Dröge und Jörg Flecker in diesem Heft.

Der wesentlichste Inklusionszugewinn eines Leis-
tungsansatzes in der Integrationspolitik besteht zwei-
felsohne in der verstärkten Würdigung – in der Sprache 
des SSI „Anerkennung“ – migrantischer Leistung seitens 
der Mehrheitsgesellschaft. MigrantInnen werden stär-
ker als bisher in Bezug auf  ihren positiven Beitrag zur 
österreichischen Gesellschaft dargestellt. Positivbei-
spiele gelungener Integration durch Leistung in Form 
von sozialen Engagements, v.a. aber aufgrund ökonomi-
schen Erfolgs werden vor den Vorhang geholt und signa-
lisieren MigrantInnen so die Chance zum individuellen 
Empowerment (aber auch die Vorteile von Diversity in 
Richtung der Mehrheitsgesellschaft). Diese offensive 
Betonung sowie die plastische Darstellung in Form von 
Kampagnen und IntegrationsbotschafterInnen stellt ein 
Novum in der österreichischen Integrationspolitik und 
einen klaren Ausdruck symbolischer Inklusion dar. 

Ein weiterer Inklusionszugewinn besteht in der par-
tiellen Erweiterung des Leistungsbegriffs, dessen Breite 
maßgeblichen Einfluss darauf  hat, welche gesellschaftli-
chen Gruppen als leistend oder nicht-leistend betrachtet 
werden (Degele/Winker 2011). Während ökonomische 
Leistung und Bildungsleistungen (Sprachkompetenz) 
weiterhin die zentralen Kriterien für Integration dar-
stellen, wurden sie vorsichtig erweitert: So werden nun 
auch zivilgesellschaftliche Aktivitäten wie Ehrenamt 
und Tätigkeiten in Interessensvertretungen als integra-
tive Leistung betrachtet und erwünscht. Derartige Aus-
weitungen des Leistungsspektrums gelten in der Meri-
tokratieforschung als inklusionsfördernd, sofern damit 
weitere Möglichkeiten eröffnet und nicht zusätzliche 
Verpflichtungen auferlegt werden (McNamee/Miller 
2004). Dieses Potenzial könnte durch einen umfassen-
deren Leistungsbegriff noch extensiver ausgeschöpft 
werden, der etwa auch weitere nicht-erwerbsförmige 
Leistungen berücksichtigt.

Exklusionseffekte bestehen durch die fortgeführte 
Konditionalität von Aufenthaltsstatus und damit ver-
bundenen Rechten: Im Unterschied zu StaatsbürgerIn-
nen und Daueraufenthaltsberechtigten stehen Neuzu-
wanderer oder befristet Aufenthaltsberechtigte vor der 
Herausforderung, zuerst dem Leistungsanspruch ge-
nügen zu müssen, bevor ihnen vergleichbare rechtliche 
Teilhabechancen gewährt werden. Dies widerspricht je-
nen Konzepten gesellschaftlicher Inklusion, die Rechte 
als notwendige Basis jedes Integrationsprozesses verste-
hen (Marshall 1950; Ager/Strang 2008; Kronauer 2010; 
Ataç/Rosenberger 2013). Konsequenzen eines solchen 
Zugangs zeigen sich etwa im rechtlichen Ausschluss ein-
kommensschwacher Personen von Staatsbürgerschaft 
und damit politischer Teilhabe (Stadlmair 2015; Stern 
2012), der sich im Sozialprofil eingebürgerter Personen 
niederschlägt (Reichel/Perchinig 2014).

Ambivalent bleibt schließlich auch der Befund zu 
Anti-Diskriminierung: Egalitaristischen Verständnis-
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sen von Meritokratie wohnt der Anspruch inne, un-
gleiche Startbedingungen von Menschen aufgrund 
individueller sozio-ökonomischer Hintergründe und 
Lebensumstände auszugleichen (Roemer 1998). Mit För-
dermaßnahmen für MigrantInnen in den Bereichen Bil-
dung und Arbeit setzt die Bundesregierung wesentliche 
Schritte, um solchen Ausgangsdefiziten zu begegnen, 
was zunächst als inklusive Politikentwicklung zu werten 
ist. Demgegenüber bleibt der exkludierende Effekt allge-
meiner struktureller Hürden (Bruneforth/Lassnig 2012) 
sowie diskriminierender Selektionspraktiken (Bacchi 
1999) im Bildungs- und Arbeitsmarktsystem aber weit-
gehend bestehen. Fehlt der Ausbau solcher Anti-Diskri-
minierungsmaßnahmen und affirmative action policies, so 
bleibt „Leistungsgerechtigkeit“ lediglich ein Etikett und 
versperrt den Blick auf  dahinter liegende Ursachen sozi-
aler Selektion und Segmentierung. 

6.  Schlussfolgerungen

Mit der Institutionalisierung der österreichischen Integ-
rationspolitik auf  Bundesebene durch das Staatssekreta-
riat für Integration ist eine meritokratische Neuausrich-
tung verbunden, die Fragen nach der Tragfähigkeit eines 
solchen Ansatzes im Politikfeld Integration aufwirft. 

Der vorliegende Beitrag macht erstens deutlich, dass 
es sich dabei vor allem um eine diskursive Neudeutung 
handelt: Durch das Narrativ „Integration durch Leis-
tung“ wird Integration als eine gestaltbare gesellschaft-
liche Herausforderung erfasst, mit einem Fokus auf  
Sprache, Bildung und Arbeit sowie mit spezifischen Auf-
gaben für Minderheit, Mehrheit und Politik. Dieser dis-
kursiven Neuausrichtung des Regierungsdiskurses steht 
auf  Policy-Ebene jedoch eine Kontinuität integrations-
politischer Maßnahmenfelder (von Sprachförderung, 
über Bildungsintegration bis Arbeitsmarktqualifizie-
rung) gegenüber, welche auch schon davor – wenngleich 
nicht unter einem Leistungsnarrativ kommuniziert – zu 
finden waren. Leistung stellt somit kein neues Kriterium 
von Integrationspolitik dar, sondern in erster Linie eine 
neue Perspektive, die Migration und Integration abseits 
kulturalistischer Zugänge betrachtet.

Zweitens zeigt der Beitrag grundlegende Spannungs-
momente aus der Verknüpfung integrationspolitischer 
Herausforderungen mit meritokratischen Lösungen auf, 
in denen sich Grundfragen der Meritokratieforschung 
nach dem Spannungsverhältnis von Meritokratie und 
demokratischem Gleichheitspostulat (Rawls 1972; Young 
1990; Sen 1999) widerspiegeln:

So fördert die Anwendung eines individualisti-
schen Prinzips (Leistung) in einem gruppenzentrierten 
Politikfeld (MigrantInnen) den Konflikt zwischen der 
proklamierten Irrelevanz von Herkunft und Leistungs-
ansprüchen an eine permanent durch gerade diese Her-

kunft (bzw. ihren Aufenthaltsstatus) identifizierte Grup-
pe. Dies trägt zur Ethnisierung gesamtgesellschaftlicher 
sozio-struktureller Problemlagen bei und setzt zugleich 
der Durchgängigkeit des Leistungsprinzips in der Inte-
grationspolitik Grenzen. Ihnen wäre letztlich erst da-
durch zu begegnen, dass meritokratische Integrations-
politik nicht mehr gruppenspezifisch agiert, sondern die 
Integration aller Nicht-Leistenden in Form von Main-
streaming fördert (Collett/Petrovic 2014). Das Fallbei-
spiel Österreich zeigt hingegen ein Nebeneinander von 
Leistungsansatz sowie herkunfts- und kulturbasierten 
Zugängen in einer auf  MigrantInnen fokussierten In-
tegrationspolitk. Gerade bei diesem Vorgehen können 
soziale, ökonomische und politische Inklusion nur dann 
realisiert werden, wenn auch Anti-Diskriminierungs-
maßnahmen und Affirmative Action noch zentralere Bau-
steine als bisher darstellen, um nicht-meritokratisch 
begründete Benachteiligungen zu eliminieren und zu 
effektiver Gleichheit von Leistungschancen sowie Leis-
tungsgratifikation beizutragen. 

Letztlich sind diese Befunde jedoch stets vor der 
grundsätzlichen Frage zu sehen, inwieweit Leistungs-
gesellschaft und meritokratische Politik überhaupt die 
gesellschaftliche Integrität zu stärken vermögen oder sie 
vielmehr gefährden. Zwar ist die Hinwendung zu Leis-
tung und Leistungswettbewerb heute ein weithin beob-
achtbares politisches Phänomen in zahlreichen Politik-
feldern, jedoch vielfach mit exkludierenden Konsequen-
zen für strukturell benachteiligte Bevölkerungsgruppen, 
v.a. solche ohne eigene politische Stimme (siehe dazu die 
übrigen Beiträge dieses Themenheftes). In jenem Maße, 
in dem Integrationspolitik sich an diesen Politikfeldern 
orientiert – wie am Fallbeispiel Österreich der Fokus auf  
Bildung und Arbeit zeigt –, werden auch die dortigen 
Probleme des Leistungsprinzips mitübernommen und 
dessen immanente Grenzen offensichtlich.
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